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Redaktio nelle Vorbemerkung: Seinen Vortrag ha t
Juri Dsch ibladse en tsprechend der S WOT-A nalyse
strukturiert. S WOT = In ternal Strengths (innerli-
che Stärken), in ternal Weaknesses (innerliche
Sch wächen), external Opportun ities (ä ußere Mög-
lichkeiten), external Threa ts (ä ußere Bedroh un-
gen)

Äußere Bedrohungen

Druck der staa tlichen Mach t a uf die bürgerliche
Gesellschaft
� Die Staatsführung versucht, die bürgerliche Ge-
sellschaft als ihr eigene s Instrument im System der
»lenkb aren D emokratie« zu b enutzen, und zwar als
Ressource für die Mobilisierung der öffentlichen
Unterstützung für den Kurs de s Präsidenten so-
wohl im In- als auch im Ausland .
� Wenn e s ihm nicht gelingt, die unabhängigen
Nicht-Regierungsorganisationen (NGO ; als Abkür-
zung für den englischen B egriff Non-governmental
organization) und analytische Zentren zu unter-
drücken und zu kontrollieren, nimmt der Kreml sie
als Kraft wahr, die die Macht de s Präsidenten Putin,
das System »der lenkb aren D emokratie« und die In-
teressen der neuen politischen Elite in Person der
ehemaligen Mitarb eiter de s Sonderdienstes und
dem Kreml nahen Busine ssstrukturen b edroht. E s
wird deshalb versucht, die unabhängigen NGO öf-
fentlich abzuwerten, indem sie als »antirussische
M acht« b ezeichnet werden, die westliche Interes-
sen o der diej enigen von »Verrätern« etc . vertreten .
� B eginnend mit dem Appell des Präsidenten b ei
der Fö derativen Versammlung im M ai 2 0 04 entfal-
tete die staatliche Macht Angriffe auf die Bürger-
rechtsb ewegung und die unabhängigen NGO . Seit-
her verbreitet sich die Ideologie von Russland als
der »b elagerten Festung« . Nach dem Motto »wer
nicht mit uns ist, ist gegen uns« werden die Bürger-
rechtsb ewegung und die Regimekritiker zu »inne-
ren Feinden« , zur »fünften Kolonne« erklärt. In der
Präsidentenadministration verbreitet sich die
»orange Paranoia« : NGO − b e sonders diej enigen,
die mit ausländischen Partnern und Spendern zu-
sammenarbeiten − werden als Organisatoren der
künftigen »bunten Revolution« im Russland ange-
nommen . Präsident Putin erklärte im Sommer
2 0 0 5 : »Ich widerspreche entschieden j eder auslän-
dischen Finanzierung von politischer Tätigkeit. «

Die Angriffe auf ausländische Spender und NGO
nehmen zu , man trägt sie in »schwarze Listen« ein .
� Unabhängige NGO und ihre Aktivisten werden
immer öfter Obj ekt juristischer Verfolgung und
staatlichen Drucks bis hin zur Liquidation der Or-
ganisationen unter formalen und erdachten Vor-
wänden . B esonders b etroffen sind davon die NGO ,
die in den für den Staat b e sonders sensiblen B erei-
chen wie Folter, Willkür der Miliz, Korruption, Ver-
letzung der Menschenrechte in der Armee , Psychi-
atrie , ethnische Diskriminierung usw. tätig sind .
� Die Atmo sphäre der Angst ange sichts der B edro-
hung durch den Terrorismu s und aller Art von
»Feinden« , wachsende Fremdenfeindlichkeit und
antiwestliche Stimmung, Wiederb elebung natio-
nalistischer Gefühle , die die Staatsmacht sachkun-
dig lenkt, machen die pro-demokratischen Kräfte
und unabhängige NGO be sonders angreifb ar b e-
züglich ihrer Zusammenarbeit mit ausländischen
Partnern, der Finanzierung aus westlichen Quel-
len, wie auch die Weitergab e von Informationen
über Menschenrechtsverletzungen an internatio-
nale Organisationen und ihrer Aktionen für die
Einstellung des Kriege s in Tschetschenien sowie
der Verteidigung von ethnischen Minderheiten .
� Seit 2 0 0 1 verschärft der Staat kontinuierlich die
Steuergesetzgebung, die auf die B egrenzung der
unabhängigen Finanzquellen der NGO sowohl im
Inland als auch im Ausland gerichtet sind . Als Folge
vermindern sich die finanziellen Re ssourcen und
die Standfestigkeit der NGO , b esonders derj eni-
gen, die die Menschenrechte verteidigen .
� D er staatliche Angriff auf die Ölgesellschaft »JU-
KO S« (und ihre Aktionäre) , die zahlreiche unab-
hängige Organisationen mit Spenden aktiv unter-
stützt hat, b eschädigen und gefährden die erst vor
wenigen Jahren entstandenen zivilgesellschaftli-
chen Entwicklungen .

Verm inderung der Möglichkeiten der NGO, die Po-
litik infolge der a n tidem okra tischen Veränderun-
gen zu beeinflussen.
� Die auf dem autoritären System der zentralisier-
ten Leitung gegründete »lenkb are D emokratie«
entwickelt sich immer weiter und schafft einen ge-
schlo ssenen elitären Prozess der staatlichen Poli-
tikge staltung. D as politische System wird zuneh-
mend intransp arent und entzieht sich der Einwir-
kung und der Kontrolle durch die Gesellschaft.
� Die Kommunikationskanäle zwischen der bür-

Juri Dschibladse

Die Perspektiven
der Bürgerrechtsbewegung in Russland
Eröffnungsvortrag bei der Versöhnungsbund-Tagung »Russland heute
– Aufbau der Zivilgesellschaft oder auf dem Weg in die Diktatur?«

1 0
I I / 2 0 0 6

M
e

ns
ch

e
nr

e
ch

te



1 4

� Andere Staaten, vor allem Mitglieder der EU so-
wie die USA, sind mit der Schwächung der politi-
schen Institutionen durch die Staatsführung ein-
verstanden und verschließen die Augen vor der zu-
nehmenden Verletzung der Menschenrechte in
Russland – im Au stausch gegen eine »strategische
Partnerschaft im Kampf gegen den glob alen Terro-
rismus« und die Sicherstellung ihrer Energieversor-
gung durch russische s Öl und Gas .
� Zwischen- und üb erstaatliche Organisationen
wie UNO , O SZE und Europ arat sind sehr zurück-
haltend in ihrer Kritik an der Verletzung der Men-
schenrechte und der Schädigung und Schwächung
der D emokratie , weil sie die Verärgerung Russ-
lands als eines der wichtigsten Mitglieder die ser
Organisationen fürchten .
� Die EU unterschätzt das Problem der wachsen-
den Sp anne in der demokratischen Entwicklung
zwischen an die EU angrenzende Staaten des ö stli-
chen und zentralen Europ as einerseits und den
GUS-Staaten andererseits sowie die negative Rolle
Russlands in diesem Proze ss .
� Die internationalen und ausländischen Spender,
Unterstützer und NGO , die im B ereich der Förde-
rung der Entwicklung von D emokratie und Men-
schenrechten arb eiten, stellen einerseits ihre Auf-
merksamkeit ange sichts der wechselnden glob a-
len Prioritäten von Russland auf die islamische
Welt um und fürchten andererseits angesichts de s
hohen Risiko s des Scheiterns sowie angesichts der
unfreundlichen Atmo sphäre im Land , aktiv in Russ-
land zu arb eiten .

Innere Schwächen

� Die bürgerlichen Organisationen sind zu stark
»nach innen« orientiert. Sie b eschränken sich auf
die Arb eit im eigenen Sektor und entwickeln nicht
das B e streb en und die Fähigkeit, aktiv im öffentli-
chen Raum tätig zu sein, d . h . mit der B evölkerung
zusammenzuwirken und sie für die Unterstützung
ihrer Forderungen und der Ausbreitung ihrer Wer-
te zu mobilisieren .
� Die Mehrheit der NGO b esitzt nicht die nötige Fä-
higkeit zur Analyse der gesellschaftlichen Proble-
me , der staatlichen Politik sowie zur Erarb eitung
und Entwicklung von Gegenvorstellungen und
Kamp agnen zu deren Umsetzung
� Mehrere NGO , b esonders diej enigen im sozialen
B ereich, sind vollkommen damit einverstanden,
sich auf die Rolle als Helfer des Staate s zu begren-
zen und dafür staatliche Unterstützung als Ersatz zu
b ekommen .
� Die Sp anne zwischen den politisch aktiven NGO ,
die sich mit den Fragen der gesellschaftlichen und
staatlichen Politik sowie der internationalen Zu-
sammenarb eit b eschäftigen, und solchen, die da-
mit einverstanden sind , unter staatlicher Aufsicht
zu arbeiten und »sich von der Politik fernzuhalten« ,
wächst.

gerlichen Gesellschaft und der Staatsmacht wer-
den schlechter. Die wenigen progre ssiven B eam-
ten, die es gibt und die mit den NGO zu sammenge-
arb eitet hab en, verlassen zunehmend die Regie-
rung und die B ehörden . In den letzten fünfJahren
gegründete verschiedene Kanäle und Mechanis-
men der Zusammenarb eit wie verschiedene Ar-
b eitsgruppen, S achverständigenräte usw. werden
infolge der Etablierung der Öffentlichkeitskam-
mer als faktischem Monopolkanal geschlo ssen . In
vielen Regionen Ru sslands hören die B e amten auf,
mit den NGO zusammenzuarbeiten, da e s »gefähr-
lich« ist. Ein Rat für die Menschenrechte b eim Präsi-
denten bleibt als letzter unabhängiger Kanal der
Zu sammenwirkung, wo die Bürgerrechtsbewe-
gung die Möglichkeit hat, heikle Fragen anzu-
schneiden .
� D as Parteiensystem wird vom Kreml gelenkt und
b efindet sich fast vollständig unter seiner Aufsicht.
Die politischen Parteien sind schwach geworden
und haben immer weniger B edeutung als Akteure
de s politischen Systems , was die Zivilgesellschaft
insgesamt und die Möglichkeiten der Einflussnah-
me auf politische Prozesse schwächt
� Wahlen auf allen Eb enen werden vom Staat mani-
puliert und sind damit nicht mehr »ehrlich und ge-
recht« . Die Wahlen von Bürgermeistern und Abge-
ordneten für die Staatsduma wurden abge sagt. Die
B evölkerung verliert das Interesse an und das Ver-
trauen in Wahlen . Nach den jüngsten Veränderun-
gen in der Wahlgesetzgebung wurde den NGO das
Recht entzogen, die Wahlen unabhängig zu b eob-
achten .
� Rede- und Informationsfreiheit sind sehr b e-
grenzt. Die elektronischen Massenmedien sind un-
ter die Kontrolle des Kremls ge stellt, Pressenmedi-
en sind ge schwächt und haben keinen großen Ein-
fluss . Als Folge wurden die kommunikativen Mög-
lichkeiten der NGO b edeutend ge schwächt.
� In den Jahren 2 0 0 3/2 0 04 wurden auf Initiative
de s Kremls neue antidemokratische Gesetze verab-
schiedet, die die Organisation von Referenden,
Kundgebungen und D emonstrationen sowie die
Arbeit von Parteien etc . erschweren .
� E s gibt wenig demokratische Kultur, es herrscht
eine gesellschaftliche Ap athie , das Vertrauen zu al-
len politischen Institutionen ist gering – auch zu
NGO − , eine p aternalistische Mentalität ist weit ver-
breitet, der »Putinismus« findet in Verbindung mit
dem gestiegenen Leb ensstandard breite Zustim-
mung.
� D as Verständnis der Menschenrechte und ihrer
B edeutung ist in der B evölkerung gering, die
Kenntnisse über B edeutung und Tätigkeit der Bür-
gerrechtsb ewegung sowie deren Unterstützung
eb enfalls .

Verm inderung der Möglichkeiten, in terna tio nale
Hebel zur Beeinflussung a uf die Innenpolitik zu
ben utzen.
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� D er Druck auf die unabhängigen NGO und die
Bürgerrechtsb ewegung von Seiten der GONGO
(regierungsnahe bzw. staatlich organisierte
»NGO« , Üb ersetzung von » Governmental orga-
nized NGO«) , die den Interessen der autoritären
M acht dienen, nimmt zu .

Innere Stärken

� In der Eigenwahrnehmung der NGO und insb e-
sondere der Bürgerrechtsbewegung b esitzt ihr En-
gagement eine hohe Autorität, da es sich auf hohe
moralische Werte stützt. Die Verbindung der mo-
dernen Bürgerrechtsb ewegung mit den Traditio-
nen der demokratischen Bürgerrechtsbewegung
der sowj etischen Zeiten, gestützt auf deren morali-
schen Werte und ihre Verankerung in der Traditi-
on, wirkt sich po sitiv auf die Autorität der heutigen
NGO aus .
� Die Anzahl der Bürgerrechtsgruppen und ande-
rer NGO sowie ihre institutionellen Möglichkeiten
sind seit den 1 9 9 0er Jahren gewachsen . Sie han-
deln in allen Regionen des Landes und be schäfti-
gen sich mit dem breiten Spektrum der gesell-
schaftlichen Probleme .
� Ein zwar geringer ab er einflu ssreicher Kreis der
führenden NGO hat gelernt, professioneller zu ar-
beiten und dab ei mo derne Arb eitstechniken zu b e-
nutzen . Die s sind Monitoring, bürgerliche Experti-
se , Analyse der Ge setzgebung und Politik sowie
Ausarb eitung von Empfehlungen, Verhandlungen,
öffentliche Kamp agnen, ge sellschaftliche Kontrol-
le , Aufklärungskamp agnen, institutionelle Ent-
wicklung und Management der NGO .
� Führende NGO b egreifen ihre Rolle als aktive
Mitglieder de s ge sellschaftlich-politischen Prozes-
se s , insbe sondere in den Fragen der D emokratie-
entwicklung und de s Widerstandes gegen Autori-
tarismu s .
� Einige NGO hab en aktiv den Aufb au von Netz-
werken und Ko alitionen auf der nationalen und re-
gionalen Ebene b etrieb en .
� Führende NGO arb eiten aktiv auf internationaler
Ebene und nutzen den Heb el des internationalen
Einflusse s auf die Lage innerhalb de s Landes . Sie
wirken aktiv mit b ei der UNO , b eim Europ arat, b ei
der O SZE und vor kurzem auch mit der EU und ih-
ren Mitgliedern im Rahmen de s Dialoges EU − Russ-
land in der Frage der Menschenrechte .

Äußere Möglichkeiten

� Auf dem Hintergrund de s »ge sicherten« gesell-
schaftlich-politischen Raume s und der außeror-
dentlicher Schwäche des Parteiensystems werden
die NGO immer mehr als praktisch einzige , ohne
Aufsicht des Kremls bleibende , pro-demokratische

Kraft, als Kanal für alternative Informationen,
Kommunikation und des öffentlichen Dialoge s
von der demokratischen Öffentlichkeit und dem
sozial aktiven Teil der B evölkerung, b e sonders von
den jungen Leuten, wahrgenommen . D as erhöht
die Chancen auf die Ausweitung der B asis sozialer
Unterstützung der bürgerlichen Organisationen
und die Teilnahme der B evölkerung an der Tätig-
keit der NGO .
� E s gibt eine Unzufriedenheit in der B evölkerung
mit den sozialen Reformen (soziale Sicherheit, Al-
ters- und teilweise Wohnraumversorgung) , wegen
der Misserfolge des Staates b ei der Verwirklichung
die ser Reformen, wegen der Unsicherheit b ezüg-
lich der b evorstehenden Reformen (Gesundheits-
wesen, Bildung, Wohnreformen etc .) , wegen de s
Fehlens eine s adäquaten öffentlichen Dialoge s
über die Probleme der sozialen Reformen, wegen
der inadäquaten Wahrnehmung von staatlicher Sei-
te der öffentlichen Unzufriedenheit und der Kritik
in die sen Fragen − das alle s gibt den NGO die Mög-
lichkeit, als führende Kraft die öffentlichen Interes-
sen zu vertreten und zu verteidigen .
� Die B evölkerung ist b e sorgt üb er die B edrohung
durch den Terrorismu s, fürchtet um ihre Sicher-
heit und nimmt den Staat als unfähig wahr, diese Si-
cherheit zu garantieren . Die s ermöglicht e s NGO ,
als sachverständige und organisierende Kraft im
B ereich des Gleichgewichts zwischen den Rechten
und den Freiheiten einerseits und der Sicherheit
andererseits aufzutreten .
� Einige wenige unabhängig gebliebene Pre sseme-
dien beginnen, die NGO als ihre Verbündeten und
als legitime politische Kraft wahrzunehmen .
� Wirtschaftskreise b eginnen langsam, die NGO
als ihre Verbündeten b ei der Gegenwirkung zu den
autoritären Tendenzen und den B emühungen de s
Kremls b ezüglich der Kontrolle üb er das Wirt-
schaftsleb en wahrzunehmen .
� D ank ihrer internationalen Aktivität, der erfolg-
reichen Zusammenarb eit mit zwischenstaatlichen
Organisationen, ausländischen Partnern und Net-
zen b eginnen die ru ssische NGO , seriö se Autorität
und einen guten Ruf in der Welt (zwischen NGO ,
zwischenstaatlichen Organisationen und Regie-
rungen) zu gewinnen .

Juri Dsch ibladse ist Präsiden t des Zen trums für
Demokra tie und Menschenrech t in Moska u und
derzeit a uch Vorsitzender der Allrussischen Koali-
tio nfür Ersa tz- und Zivildienst. Dieser Text ist die

gekürzte und redaktio nell bearbeitete Fassung sei-
nes Vortrages bei der Tagung »Russland heute –
A ufba u der Zivilgesellschaft oder a uf dem Weg in
die Dikta tur?«, die der Versöh n ungsbund A nfang
Okto ber 2005 in Berlin veranstaltete. Überset-
zung: Olga Sokolo vskaya M
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